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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
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Abteilung 15
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Bemerkung -
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Deskriptoren -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 SB 1501/02
Datum 08.09.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 15 SB 121/03
Datum 27.07.2004

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 08.09.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der schwerbehinderte KlÃ¤ger auch die
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "G" wegen erheblicher Gehbehinderung
erfÃ¼llt.

Bei dem 1964 geborenen KlÃ¤ger war zuletzt mit Abhilfebescheid vom 15.12.1993
ein Grad der Behinderung (GdB) von 30 nach dem Schwerbehindertengesetz
(SchwbG) wegen "SpitzfuÃ� beiderseits, links ausgeprÃ¤gter; Fehlstellung der
HÃ¼ft- und Kniegelenke" festgestellt worden.

Die versorgungsÃ¤rztlich vorgeschlagene Feststellung eines GdB von 50 wegen
einer zusÃ¤tzlichen "Minderbegabung nach frÃ¼hkindlichem Hirnschaden" mit
Einzel-GdB 30, wurde nicht in den Bescheid aufgenommen, weil dies der KlÃ¤ger
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nicht wollte.

Am 11.03.2003 ging ein Neufeststellungsantrag des KlÃ¤gers beim Versorgungsamt
MÃ¼nchen II ein, mit dem ein hÃ¶herer GdB beantragt und geltend gemacht wurde,
dass eine Diabeteserkrankung hinzugekommen sei, ferner eine komplette
EinschrÃ¤nkung des Bewegungsapparates und schwere psychische StÃ¶rungen
aufgrund der kÃ¶rperlichen Situation und jahrelanger Arbeitslosigkeit.

Nach Beiziehung eines Befundberichtes von dem Internisten Dr.H. und Einholung
einer versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme von Dr.B. erteilte der Beklagte am
03.05.2002 einen Ablehnungsbescheid, da im Vergleich zum Vorbescheid keine
wesentliche Ã�nderung im Gesundheitszustand des KlÃ¤gers eingetreten sei,
abgesehen vom Hinzutreten einer Zuckerkrankheit, die mit Einzel-GdB 10 zu
bewerten sei, jedoch den Gesamt-GdB nicht beeinflusse.

Gegen diese Entscheidung erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und beantragte eine
ausfÃ¼hrliche Untersuchung. Diese wurde am 26.08. 2002 in R. von der
AllgemeinÃ¤rztin Dr.E. durchgefÃ¼hrt, die den KlÃ¤ger bereits am 15.07.1983
versorgungsÃ¤rztlich untersucht hatte. Bei dem 182 cm groÃ�en und 140 kg
schweren KlÃ¤ger wurde eine freie HÃ¼ft- und Kniegelenksbeweglichkeit
festgestellt. Es seien allerdings Schmerzen vor allem im Bereich der HÃ¼ftgelenke
angegeben worden. Es liege eine fixierte SpitzfuÃ�stellung nach Operationen, links
von 30 Grad, rechts von 10 Grad vor. Supination und Pronation seien nicht
mÃ¶glich. Links bestehe eine PseudobeinlÃ¤ngendifferenz. Beim Gehen und Stehen
werde vorwiegend das rechte Bein benutzt. Der KlÃ¤ger gehe ohne Gehstock, aber
hinkend. Die Zuckerkrankheit sei mit GdB 20, ein Bluthochdruck mit GdB 10 zu
bewerten. EinschlieÃ�lich der Minderbegabung sei ein GdB von 50, jedoch kein
Merkzeichen festzustellen. Dementsprechend erging am 14.10.2002 ein Bescheid,
in dem dem Widerspruch "in vollem Umfang" abgeholfen und ab 11.03.2002 ein
GdB von 50 aufgrund der oben genannten vier Behinderungen festgestellt wurde.

Auch gegen diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und begehrte einen
hÃ¶heren GdB als 50, ferner die Feststellung des Merkzeichens "G". AuÃ�erdem
verwahrte er sich gegen die "Zubilligung der Eigenschaft Minderbegabung". Nach
versorgungsÃ¤rztlicher Stellungnahme durch Dr.H. wurde am 25.11.2002 ein
Widerspruchsbescheid erlassen, in dem festgestellt wurde, dass diese Behinderung
(Nr.2) neu als "Psychische StÃ¶rung" zu bezeichnen sei. Ein hÃ¶herer GdB als 50 sei
jedoch nicht zu begrÃ¼nden. Auch seien die Voraussetzungen fÃ¼r eine erhebliche
Gehbehinderung nicht gegeben. DiesbezÃ¼glich werde der Widerspruch
zurÃ¼ckgewiesen.

Mit Schriftsatz vom 11.12.2002 hat der KlÃ¤ger dann zum Sozialgericht MÃ¼nchen
Klage erhoben, da ihm zu Unrecht das Merkzeichen "G" nicht zuerkannt worden sei.
Er sei aufgrund seiner gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen nicht in der Lage,
Wegstrecken, die Gesunde Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� zurÃ¼cklegen, ohne
erhebliche Schwierigkeiten und ohne Gefahren fÃ¼r sich zurÃ¼ckzulegen. Im
Ã�brigen lege er Wert darauf, dass er weder unter einer Minderbegabung noch
unter psychischen StÃ¶rungen leide. Letztere kÃ¶nne der Beklagte ohne
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psychologische oder psychiatrische Untersuchung ohnehin nicht feststellen. Im
Ã�brigen werde ein hÃ¶herer GdB als 50 nicht mehr begehrt. Nach Beiziehung von
RÃ¶ntgenaufnahmen von dem OrthopÃ¤den Dr.R. , der auch einen Arztbrief vom
29.08.2002 Ã¼bersandt hat, sowie eines Befundberichts des OrthopÃ¤den Dr.K.
(mit BeifÃ¼gung eines MDK-Gutachtens vom 17.02.2003 und eines Arztbriefes des
Radiologen Dr.B.) hat das Sozialgericht ein Gutachten von dem OrthopÃ¤den Dr.T.
vom 22.05.2003 eingeholt. Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige hat aufgrund einer
Untersuchung des KlÃ¤gers festgestellt, dass neuerdings Funktionsbehinderungen
der WirbelsÃ¤ule mit Muskelreizerscheinungen (Einzel-GdB 10) hinzugetreten seien.
Es bestehe eine diskrete Steilhaltung der WirbelsÃ¤ule nach rechts. Bei
Rechtsseitneigung sei eine Teilfixierung der BrustwirbelsÃ¤ule aufgefallen. Der
Gesamt-GdB von 50 werde hierdurch jedoch nicht berÃ¼hrt. Der KlÃ¤ger sei mit gut
sitzenden orthopÃ¤dischen Schuhen versorgt, mit denen auch ein sehr zÃ¼giges,
nur angedeutet linksseitig hinkendes Gangbild demonstriert worden sei. Beide
Kniegelenke seien frei beweglich gewesen, wobei rechtsseitig ein Ã�berstreck- und
Druckschmerz Ã¼ber dem medialen und lateralen Gelenkspalt festgestellt worden
sei. Das rechte HÃ¼ftgelenk sei hinsichtlich der Beugung schmerzbedingt gering
eingeschrÃ¤nkt gewesen. Es habe aber eine krÃ¤ftige Bemuskelung beider Beine
vorgelegen, die einen stÃ¤ndigen Mindergebrauch unwahrscheinlich erscheinen
lieÃ�e. Der KlÃ¤ger sei nicht erheblich gehbehindert.

Mit Schriftsatz vom 13.06.2003 hat der KlÃ¤ger bemÃ¤ngelt, die Untersuchung sei
zu oberflÃ¤chlich gewesen, insbesondere sei kein Gehtest, etwa auf einem
Laufband, durchgefÃ¼hrt worden. ErgÃ¤nzend ist mit Schriftsatz vom 24.06.2003
nochmals ausgefÃ¼hrt worden, dass der KlÃ¤ger Wert darauf lege, nicht unter
einer Minderbegabung zu leiden.

Im Rahmen einer AnhÃ¶rung der Beteiligten, dass der Erlass eines
Gerichtsbescheides beabsichtigt sei, hat der KlÃ¤ger persÃ¶nlich beantragt, ihm
eine FristverlÃ¤ngerung zur Beibringung eines medizinischen Gegengutachtens
einzurÃ¤umen.

Das Sozialgericht hat die FristverlÃ¤ngerung abgelehnt und mit Gerichtsbescheid
vom 08.09.2003 die Klage abgewiesen. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf
Zuerkennung des Merkzeichens "G"; dies ergebe sich aus dem Ã¼berzeugenden
Gerichtsgutachten von Dr.T â�¦

Mit Schriftsatz vom 15.10.2003 hat der KlÃ¤ger Berufung zum Bayer.
Landessozialgericht eingelegt und weiterhin die Zuerkennung des Merkzeichens "G"
begehrt. Das Sozialgericht habe nicht berÃ¼cksichtigt, dass nach Nr.30 Abs.3 der
"Anhaltspunkte" auch dann eine erhebliche Gehbehinderung vorliege, wenn der
GdB fÃ¼r die unteren GliedmaÃ�en und die LendenwirbelsÃ¤ule unter 50 liege. Bei
ihm wirke sich der beidseitige SpitzfuÃ� erheblich auf die GehfÃ¤higkeit aus, beim
ZurÃ¼cklegen lÃ¤ngerer Wegstrecken nÃ¤hmen die Schmerzen in den HÃ¼ften,
am Spann, in den Knien und im RÃ¼cken drastisch zu. Auch leide er bei
AuÃ�enbewegungen unter blitzartig einschieÃ�enden lÃ¤hmenden Schmerzen in
der rechten Leiste. Sein Ã�bergewicht rechtfertige ohne ErfÃ¼llung der formalen
Voraussetzungen der Regelbeispiele das Merkzeichen "G" ebenfalls. Dies ergebe
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sich aus Entscheidungen des LSG Berlin, LSG Rheinland-Pfalz und LSG Nordrhein-
Westfalen. Im Gutachten sei auch zu Unrecht angenommen worden, dass die
WirbelsÃ¤ule keine das altersÃ¼bliche MaÃ� Ã¼berschreitende EinschrÃ¤nkung
aufweise.

Mit gerichtlichem Schreiben vom 21.11.2003 ist darauf hingewiesen worden, dass
das BSG mit Urteil vom 13.08.1997 von seinem Urteil vom 10.12.1987 abgerÃ¼ckt
sei, in dem es beim Bestehen einer Adipositas und einer Cerebralsklerose eine
erhebliche Gehbehinderung allein deshalb bejaht hatte, weil der Behinderte eine
ortsÃ¼bliche Wegstrecke von zwei Kilometern nicht mehr in einer halben Stunde
zurÃ¼cklegen konnte. Im Urteil von 1997 sei klargestellt worden, dass eine
erhebliche Gehbehinderung voraussetze, dass auch die Regelbeispiele in den
"Anhaltspunkten" Nr.30 Abs.3 vom Behinderten erfÃ¼llt werden.

Im Rahmen eines am 25.03.2004 abgehaltenen ErÃ¶rterungstermins wurde dem
KlÃ¤ger Gelegenheit gegeben, bis 05.05.2004 einen OrthopÃ¤den zu benennen, der
ein Gutachten nach Â§ 109 SGG erstellen soll.

Mit Beschluss vom 01.03.2004 (zugestellt am 08.04.2004) hat der Senat den Antrag
des KlÃ¤gers vom 15.01.2003, ihm fÃ¼r das Berufungsverfahren Prozesskostenhilfe
zu gewÃ¤hren und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wegen mangelnder
Erfolgsaussicht abgelehnt.

Der KlÃ¤ger hat keinen Antrag nach Â§ 109 SGG gestellt und sich auch nicht
innerhalb einer Frist bis 21.05.2004 geÃ¤uÃ�ert, ob er die Berufung
aufrechterhalten wolle.

Der KlÃ¤ger beantragt, den Beklagten unter Aufhebung des Gerichtsbescheids des
Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 08.09.2003 und des Bescheides vom 14.10.2002 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 25.11.2002 zu verurteilen, ihm das
Merkzeichen "G" zuzuerkennen.

Der BevollmÃ¤chtigte des Beklagten beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 08.09.2003
zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhaltes wird auf die Schwerbehindertenakte des
Beklagten sowie die Gerichtsakten des ersten und zweiten Rechtszuges Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 51 Abs.1 Nr.7,
151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) erweist sich jedoch als unbegrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Zuerkennung des Merkzeichens "G", weil er in
seiner BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr nicht erheblich beeintrÃ¤chtigt ist
gemÃ¤Ã� Â§ 146 Abs.1 Satz 1 So- zialgesetzbuch Neuntes Buch â�� SGB IX â��
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i.V.m. Nr.30 der Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤- digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetz 1996 (AP).

Nach Â§ 146 Abs.1 Satz 1 SGB IX (frÃ¼her: Â§ 60 SchwbG) setzt das Merkzeichen
"G" voraus, dass der Schwerbehinderte infolge einer EinschrÃ¤nkung seines
GehvermÃ¶gens (auch durch innere Leiden oder infolge von AnfÃ¤llen oder von
StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit) nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten
oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr
zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (Urteil vom 13.08.1997 â�� 9
RVs 1/96 â�� SozR 3-3870 Â§ 60 Nr.2) nennen die AP RegelfÃ¤lle, in denen die
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "G" als erfÃ¼llt
anzusehen sind. Sie bestimmen damit zugleich den MaÃ�stab, nach dem im
Einzelfall zu beurteilen ist, ob die vorliegenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen die
BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigen. Zwar ist
nach Auffassung des BSG davon auszugehen, dass im Ortsverkehr Ã¼blicherweise
Wegstrecken bis zu 2.000 m noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden und zwar in einer
Gehzeit von 30 Minuten. Da aber das GehvermÃ¶gen eines Menschen keine
statische MessgrÃ¶Ã�e sei, sondern von verschiedenen Faktoren geprÃ¤gt sei und
variiert werde, zum Beispiel von anatomischen Gegebenheiten des KÃ¶rpers,
Trainingszustand, Tagesform, WitterungseinflÃ¼ssen, Art des Gehens sowie von
PersÃ¶nlichkeitsmerkmalen, vor allem der Motivation, dienen die Kriterien der AP
unter Nr.30 dazu, alle jene unbeachtlichen UmstÃ¤nde herauszufiltern, die die
BewegungsfÃ¤higkeit eines Schwerbehinderten aus anderen GrÃ¼nden als einer
behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens etc. erheblich
beeintrÃ¤chtigen.

Da die BewegungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im StraÃ�enverkehr durch
FunktionsstÃ¶rungen im Bereich des GehvermÃ¶gens eingeschrÃ¤nkt ist, mÃ¼sste
er somit Nr.30 Abs.3 der AP erfÃ¼llen. Danach liegt eine erhebliche
Gehbehinderung vor, wenn FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en
und/oder der LendenwirbelsÃ¤ule bestehen, die fÃ¼r sich einen GdB von
wenigstens 50 bedingen. Beim KlÃ¤ger wurden die FunktionsstÃ¶rungen im Bereich
der Sprung- gelenke und der HÃ¼ften Ã¼bereinstimmend sowohl von der
VersorgungsÃ¤rztin Dr.E. am 08.10.2002 als auch vom gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen Dr.T. in seinem Gutachten vom 22.05. 2003 mit 30 bewertet.
Die von Dr.T. zusÃ¤tzlich festgestellten Funktionsbehinderungen der WirbelsÃ¤ule
mit Muskelreizerscheinungen (Einzel-GdB 10) beziehen sich vorrangig auf die
BrustwirbelsÃ¤ule und spielen daher fÃ¼r die BeeintrÃ¤chtigung des
GehvermÃ¶gens keine wesentliche Rolle. Zwar sind ausnahmsweise die
Voraussetzungen fÃ¼r Merkzeichen "G" auch dann zu bejahen, wenn sich die
Behinderungen nach den AP Nr.30 Abs.3 Satz 2 bei einem GdB von unter 50 auf die
GehfÃ¤higkeit besonders negativ auswirken, zum Beispiel bei Versteifung eines
HÃ¼ftgelenkes (in gÃ¼nstiger Stellung), Versteifung eines Knie- oder FuÃ�gelenkes
in ungÃ¼nstiger Stellung, arteriellen Verschlusskrankheiten mit einem GdB von 40.
Da beim KlÃ¤ger weder eine Versteifung eines HÃ¼ft-, Knie- oder FuÃ�gelenks
vorliegt noch die bei ihm bestehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen der unteren
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GliedmaÃ�en einen GdB von 40 bedingen, kann er auch nicht mit dieser
BegrÃ¼ndung das Merkzeichen "G" beanspruchen. Auch die Tatsache, dass der
KlÃ¤ger an einem erheblichen Ã�bergewicht leidet, kann nicht als BegrÃ¼ndung
fÃ¼r eine erhebliche Gehbehinderung herangezogen werden, zumal die Adipositas
als solche keinen Grad der Behinderung zur Folge hat. Vielmehr kÃ¶nnen lediglich
Folge- und BegleitschÃ¤den (insbesondere am kardiopulmonalen System oder am
StÃ¼tz- und Bewegungsapparat) die Annahme eines GdB begrÃ¼nden (vgl. AP
Nr.16.15 S.120). Auch wenn der KlÃ¤ger geltend macht, schmerzbedingt
auÃ�erstande zu sein, pro Tag ein- bis zweimal Wegstrecken von 2 km in jeweils
einer halben Stunde zurÃ¼ckzulegen, ist dieses Vorbringen nicht durch objektive
Ã¤rztliche Befunde nachgewiesen. Nach dem im Sozialrecht geltenden Grundsatz
der objektiven Beweislast geht die Nichterweislichkeit solcher
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen zu Lasten des KlÃ¤gers.

Aus all diesen GrÃ¼nden hatte die Berufung des KlÃ¤gers keinen Erfolg.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs.2 Nr.1 und 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 17.11.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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